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Textgegenüberstellung zum Begutachtungsentwurf der  

Oö. Landarbeitsordnungs-Novelle 2015 

 

 

Oö. Landarbeitsordnung 1989 

 

 

2a. BETRIEBLICHE 

MITARBEITERVORSORGE 

§ 39j 

Beginn und Höhe der Beitragszahlung 

(1) Die Dienstgeberin oder der Dienstgeber hat für die Dienstnehmerin oder den 

Dienstnehmer ab dem Beginn des Dienstverhältnisses einen laufenden Beitrag in Höhe von 

1,53 v.H. des monatlichen Entgelts sowie allfälliger Sonderzahlungen an den für die 

Dienstnehmerin oder den Dienstnehmer zuständigen Träger der Krankenversicherung nach 

Maßgabe des § 58 Abs. 1 bis 6 ASVG zur Weiterleitung an die BV-Kasse zu überweisen, 

sofern das Dienstverhältnis länger als einen Monat dauert. Der erste Monat ist jedenfalls 

beitragsfrei. Wird innerhalb eines Zeitraumes von zwölf Monaten ab dem Ende eines 

Dienstverhältnisses mit derselben Dienstgeberin oder demselben Dienstgeber erneut ein 

Dienstverhältnis geschlossen, setzt die Beitragspflicht mit dem ersten Tag dieses 

Dienstverhältnisses ein.  

(1a) Der Dienstnehmer hat für die Dauer einer mit einem Rechtsträger nach § 8 Abs. 1 

ZDG abgeschlossenen Vereinbarung nach § 7a ZDG gegen diesen als Dienstgeber, 

allenfalls nach § 39k Abs. 5 und 6 gegen den Familienlastenausgleichsfonds (FLAF) 

Anspruch auf eine Beitragsleistung nach diesem Landesgesetz an die vom Rechtsträger 

ausgewählte BV-Kasse.  

(1b) Die monatliche Bemessungsgrundlage ist mit der monatlichen 

Beitragsgrundlagenmeldung gemäß § 34 Abs. 2 ASVG von der Dienstgeberin bzw. vom 

Dienstgeber an den zuständigen Träger der Krankenversicherung zu melden. Der Beginn 

der Beitragszahlung ist von der Dienstgeberin bzw. vom Dienstgeber mit der Anmeldung zur 

Sozialversicherung gemäß § 33 Abs. 1a ASVG bekanntzugeben, das Ende der 

Beitragszahlung mit der Abmeldung der Dienstnehmerin bzw. des Dienstnehmers von der 

Sozialversicherung. Für die Meldungen zur Betrieblichen Vorsorge sind die Bestimmungen 

der §§ 33 und 34 ASVG sinngemäß anzuwenden. 

(2) Gemäß § 39j Abs. 2 Landarbeitsgesetz 1984 sind für die Eintreibung nicht rechtzeitig 

entrichteter Beiträge und allfälliger Verzugszinsen die §§ 59, 62, 64 und 409 bis 417a ASVG 

anzuwenden. Weiters sind die §§ 65 bis 69 ASVG anzuwenden. Der zuständige Träger der 

Krankenversicherung hat die Einhaltung der Melde- und Beitragspflichten durch die 

Dienstgeberin oder den Dienstgeber im Zuge der Sozialversicherungsprüfung gemäß § 41a 

ASVG zu prüfen.  

(2a) Die Dienstgeberin bzw. der Dienstgeber hat abweichend vom Abs. 1 die 

Wahlmöglichkeit, die Abfertigungsbeiträge aus geringfügigen Beschäftigungsverhältnissen 

gemäß § 5 Abs. 2 ASVG entweder monatlich oder jährlich zu überweisen. Eine Vereinbarung 
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nach § 58 Abs. 8 ASVG gilt automatisch auch als Vereinbarung für die Beiträge zur 

Betrieblichen Vorsorge. Bei einer jährlichen Zahlungsweise sind zusätzlich 2,5 vH vom zu 

leistenden Beitrag gleichzeitig mit diesem Betrag an den zuständigen Träger der 

Krankenversicherung zu überweisen. Die Fälligkeit der Beiträge ergibt sich aus § 58 ASVG. 

Abweichend davon sind bei einer jährlichen Zahlungsweise die Abfertigungsbeiträge bei 

einer Beendigung des Dienstverhältnisses bis zum 15. des Folgemonats zu entrichten, in 

den die Beendigung des Dienstverhältnisses fällt. Eine Änderung der Zahlungsweise ist nur 

zum Ende des Kalenderjahres zulässig. Die Dienstgeberin bzw. der Dienstgeber hat eine 

Änderung der Zahlungsweise dem zuständigen Träger der Krankenversicherung vor dem 

Beitragszeitraum, für den die Änderung der Zahlungsweise vorgenommen wird, zu melden. 

(2a) Die Dienstgeberin oder der Dienstgeber hat abweichend von Abs. 1 die 

Wahlmöglichkeit, die Abfertigungsbeiträge aus geringfügigen Beschäftigungsverhältnissen 

gemäß § 5 Abs. 2 ASVG entweder monatlich oder jährlich (Beitragszeitraum Kalendermonat 

oder -jahr) zu überweisen. Bei einer jährlichen Zahlungsweise sind zusätzlich 2,5 v.H. vom 

zu leistenden Beitrag gleichzeitig mit diesem Beitrag an den zuständigen Träger der 

Krankenversicherung zur Weiterleitung an die BV-Kasse zu überweisen. Die Fälligkeit der 

Beiträge ergibt sich aus § 58 ASVG. Abweichend davon sind bei einer jährlichen 

Zahlungsweise die Abfertigungsbeiträge bei einer Beendigung des Dienstverhältnisses zwei 

Wochen nach dem Ende des Dienstverhältnisses fällig. Eine Änderung der Zahlungsweise 

ist nur zum Ende des Kalenderjahres zulässig. Die Dienstgeberin oder der Dienstgeber hat 

eine Änderung der Zahlungsweise dem zuständigen Träger der Krankenversicherung vor 

dem Beitragszeitraum, für den die Änderung der Zahlungsweise vorgenommen wird, zu 

melden.  

(2b) Gemäß § 39j Abs. 2b Landarbeitsgesetz 1984 hat die BV-Kasse den zusätzlichen 

Beitrag nach Abs. 2a dem Veranlagungsergebnis der jeweiligen Veranlagungsgemeinschaft 

der oder des Anwartschaftsberechtigten zuzuweisen.  

(3) Sind nach einer Sozialversicherungsprüfung gemäß § 41a ASVG von der 

Dienstgeberin oder vom Dienstgeber noch Beiträge zu leisten, sind diese Beiträge gemäß 

§ 39j Abs. 3 des Landarbeitsgesetzes 1984 samt Verzugszinsen an die BV-Kasse 

weiterzuleiten, wobei § 63 ASVG mit der Maßgabe anzuwenden ist, dass an Stelle der 

Wortfolge „Träger der Unfall- und Pensionsversicherung“ der Begriff „BV-Kasse“ tritt. Sind 

vom Dienstgeber (Bund) noch Beiträge nach dem BMSVG für bereits vergangene 

Beitragszeiträume samt Verzugszinsen aus einem bereits beendeten Dienstverhältnis auf 

Grund eines rechtskräftigen Gerichtsurteils oder eines gerichtlichen Vergleichs (§ 204 ZPO) 

zu leisten, sind diese Beiträge samt Verzugszinsen direkt an die Dienstnehmerin oder den 

Dienstnehmer auszuzahlen.  

(4) Für die Dauer der Inanspruchnahme der Altersteilzeit nach § 27 des 

Arbeitslosenversicherungsgesetzes (AlVG), einer Bildungsteilzeit nach § 39e Abs. 5, des 

Solidaritätsprämienmodells nach § 39g, der Herabsetzung der Normalarbeitszeit nach den 

§§ 39t, 39u oder 39x sowie die Dauer einer Kurzarbeit oder einer Qualifizierungsmaßnahme 

nach den §§ 37b oder 37c des Arbeitsmarktförderungsgesetzes (AMFG) ist als 

Bemessungsgrundlage für den Beitrag der Dienstgeberin oder des Dienstgebers das 
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monatliche Entgelt auf Grundlage der Arbeitszeit vor der Herabsetzung der Normalarbeitszeit 

heranzuziehen.  

(5) Welche Leistungen als Entgelt im Sinn der Abs. 1 bis 4 anzusehen sind, bestimmt 

sich nach § 49 ASVG unter Außerachtlassung der Geringfügigkeitsgrenze nach § 5 Abs. 2 

ASVG und der Höchstbeitragsgrundlage nach § 108 Abs. 3 ASVG. 

(6) Anwartschaftsberechtigte oder Anwartschaftsberechtigter ist eine Dienstnehmerin 

oder ein Dienstnehmer, für die oder den Beiträge nach Abs. 1 bis 5 oder nach § 39k an die 

Betriebliche Vorsorgekasse (BV-Kasse) zu leisten sind oder waren oder für die oder den 

Übertragungsbeträge gezahlt wurden.  

(7) Abfertigungsanwartschaft sind die in einer BV-Kasse verwalteten Ansprüche einer 

oder eines Anwartschaftsberechtigten; diese setzen sich zusammen aus 

 - den in diese BV-Kasse eingezahlten Abfertigungsbeiträgen abzüglich der 

einbehaltenen Verwaltungskosten und/oder einer allenfalls in diese BV-Kasse 

übertragenen Altabfertigungsanwartschaft abzüglich der jeweils einbehaltenen 

Verwaltungskosten zuzüglich 

 - allfälliger der BV-Kasse zugeflossener Verzugszinsen für Abfertigungsbeiträge 

und/oder für eine Altabfertigungsanwartschaft zuzüglich 

 - der allenfalls aus einer anderen BV-Kasse in diese BV-Kasse übertragenen 

Abfertigungsanwartschaft zuzüglich 

 - der zugewiesenen Veranlagungsergebnisse. 

(8) Altabfertigungsanwartschaft ist die fiktive Abfertigung nach § 31 zum Zeitpunkt des 

Übertrittes. 

§ 39q 

Anspruch auf Abfertigung 

(1) Die oder der Anwartschaftsberechtigte hat bei Beendigung des Dienstverhältnisses 

gegen die BV-Kasse Anspruch auf eine Abfertigung. 

(2) Der Anspruch auf eine Verfügung nach § 39s Abs. 1 über die Abfertigung besteht 

nicht bei Beendigung des Dienstverhältnisses 

 1. durch Kündigung durch die Anwartschaftsberechtigte oder den 

Anwartschaftsberechtigten, ausgenommen bei Kündigung während einer 

Teilzeitbeschäftigung nach §§ 26j, 26k, 26q sowie 105f, 105g oder 105m, 

 2. durch verschuldete Entlassung, 

 3. durch unberechtigten vorzeitigen Austritt, oder 

 4. sofern noch keine drei Einzahlungsjahre (36 Beitragsmonate) seit der ersten 

Beitragszahlung gemäß § 39j oder § 39k nach der erstmaligen Aufnahme der 

Erwerbstätigkeit im Rahmen eines Dienstverhältnisses oder der letztmaligen 

Verfügung (ausgenommen Verfügungen nach § 39s Abs. 1 Z 2 oder Z 3 oder Abs. 2a) 

einer Abfertigung vergangen sind. Beitragszeiten nach § 39j oder § 39k sind 

zusammenzurechnen, unabhängig davon, ob sie bei einer oder einem oder mehreren 

Dienstgeberinnen oder Dienstgebern zurückgelegt worden sind. Beitragszeiten nach 

§ 39j oder § 39k aus zum Zeitpunkt der Geltendmachung des Anspruchs weiterhin 

aufrechten Dienstverhältnissen sind nicht einzurechnen. Für Abfertigungsbeiträge auf 

Grund einer Kündigungsentschädigung, einer Ersatzleistung gemäß § 75 oder auf 
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Grund eines gemäß § 21 fortgezahlten Entgelts sind als Beitragszeiten auch Zeiten 

nach der Beendigung des Dienstverhältnisses in dem sich aus § 11 Abs. 2 ASVG 

ergebenden Ausmaß anzurechnen. 

(3) Die Verfügung über diese Abfertigung (Abs. 2) kann von der oder dem 

Anwartschaftsberechtigten erst bei Anspruch auf Verfügung über eine Abfertigung bei 

Beendigung eines oder mehrerer darauf folgender Dienstverhältnisse verlangt werden. 

(4) Die Verfügung über die Abfertigung kann, sofern die Dienstnehmerin oder der 

Dienstnehmer in keinem Dienstverhältnis steht, jedenfalls verlangt werden 

 1. nach Vollendung des Anfallsalters für die vorzeitige Alterspension aus der 

gesetzlichen Pensionsversicherung oder nach Vollendung des 62. Lebensjahres 

(Korridorpension nach § 4 Abs. 2 des Allgemeinen Pensionsgesetzes - APG), wenn 

dieses Anfallsalter zum Zeitpunkt der Beendigung des Dienstverhältnisses niedriger 

ist als das Anfallsalter für die vorzeitige Alterspension aus der gesetzlichen 

Pensionsversicherung oder gleichartigen Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten des 

Europäischen Wirtschaftsraums oder 

 2. ab der Inanspruchnahme einer Eigenpension aus der gesetzlichen 

Pensionsversicherung oder gleichartigen Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten des 

Europäischen Wirtschaftsraums (Zeitpunkt der Zustellung des rechtskräftigen 

Bescheids), oder 

 3. wenn für die Dienstnehmerin oder den Dienstnehmer seit mindestens fünf Jahren 

keine Beiträge nach diesem Landesgesetz oder gleichartigen österreichischen 

Rechtsvorschriften zu leisten sind.(4a) Besteht bei Beendigung eines 

Dienstverhältnisses, das nach Inanspruchnahme einer Eigenpension aus einer 

gesetzlichen Pensionsversicherung oder gleichartigen Rechtsvorschriften der 

Mitgliedstaaten des Europäischen Wirtschaftsraums begründet wurde, Anspruch auf 

eine Abfertigung, kann nur noch eine Verfügung nach § 39s Abs. 1 Z 1 oder 4 über 

die Abfertigung verlangt werden, ohne dass die im Abs. 2 festgelegten 

Voraussetzungen für die Verfügung über die Abfertigung vorliegen müssen. Gleiches 

gilt bei Beendigung eines geringfügigen Beschäftigungsverhältnisses gemäß § 5 

Abs. 2 ASVG, nach der Inanspruchnahme einer Eigenpension aus einer gesetzlichen 

Pensionsversicherung oder gleichartigen Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten des 

Europäischen Wirtschaftsraums, das vor diesem Zeitpunkt begründet wurde. 

(5) Gemäß § 39q Abs. 5 Landarbeitsgesetz 1984 gebührt bei Beendigung des 

Dienstverhältnisses durch den Tod der oder des Anwartschaftsberechtigten die Abfertigung 

unabhängig vom Vorliegen der Voraussetzungen nach Abs. 2 der Ehegattin oder dem 

Ehegatten oder der eingetragenen Partnerin oder dem eingetragenen Partner sowie den 

Kindern (Wahl-, Pflege- und Stiefkinder) der oder des Anwartschaftsberechtigten zu gleichen 

Teilen, sofern für diese Kinder zum Zeitpunkt des Todes der oder des 

Anwartschaftsberechtigten Familienbeihilfe gemäß § 2 des 

Familienlastenausgleichsgesetzes bezogen wird. Die anspruchsberechtigten Personen 

können nur die Auszahlung der Abfertigung verlangen. Diese haben den 

Auszahlungsanspruch innerhalb von drei Monaten ab dem Zeitpunkt des Todes der oder des 

Anwartschaftsberechtigten gegenüber der BV-Kasse schriftlich geltend zu machen. Die 
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Abfertigung ist binnen fünf Werktagen nach Ablauf dieser Frist an die von der BV-Kasse 

festgestellten anspruchsberechtigtenPersonen mit schuldbefreiender Wirkung für die BV-

Kasse auszuzahlen. Anspruchsberechtigte Personen, die ihren Anspruch innerhalb der Frist 

von drei Monaten gegenüber der BV-Kasse nicht geltend gemacht haben, können diesen 

Anspruch gegenüber der Ehegattin oder dem Ehegatten oder der eingetragenen Partnerin 

oder dem eingetragenen Partner oder den Kindern im Sinn des ersten Satzes, an die eine 

Abfertigung im Sinn des dritten Satzes bereits ausgezahlt wurde, anteilig geltend machen. 

Melden sich keine anspruchsberechtigten Personen binnen der dreimonatigen Frist, fällt die 

Abfertigung in die Verlassenschaft gemäß § 531 ABGB.  

(6) Die oder der Anwartschaftsberechtigte hat die von ihr oder ihm beabsichtigte 

Verfügung über die Abfertigung der BV-Kasse schriftlich bekannt zu geben. Darin kann die 

oder der Anwartschaftsberechtigte die BV-Kasse weiters beauftragen, auch die Verfügungen 

im Sinn des § 39s Abs. 1 über Abfertigungen aus anderen BV-Kassen zu veranlassen. 

(7) Gemäß § 39q Abs. 7 Landarbeitsgesetz 1984 ist die BV-Kasse verpflichtet, 

begründete Einwendungen einer Dienstnehmerin oder eines Dienstnehmers im 

Zusammenhang mit der Beitragsleistung oder dem Abfertigungsanspruch und Urgenzen 

hinsichtlich von Kontonachrichten zu prüfen und, sofern die Ursache dafür nicht im eigenen 

Bereich liegt, unverzüglich dem jeweils zuständigen Träger der Krankenversicherung zur 

Klärung zu übermitteln. 

(8) Hat die bzw. der Anwartschaftsberechtigte weniger als 36 Beitragsmonate erworben 

und wurden für diese bzw. diesen seit mindestens zehn Jahren, gerechnet vom Zeitpunkt der 

letzten Einzahlung eines Beitrags nach dem Landarbeitsgesetz 1984 oder gleichartigen 

österreichischen Rechtsvorschriften, keine solchen Beiträge geleistet (Zehn-Jahres-Frist) 

und übersteigen die Anwartschaften zum Zeitpunkt des Ablaufs der Zehn-Jahres-Frist 2,5 vH 

der 30-fachen Höchstbeitragsgrundlage gemäß § 108 Abs. 3 ASVG nicht, sind gemäß § 39q 

Abs. 8 Landarbeitsgesetz 1984 die daraus entstandenen Anwartschaften den 

Veranlagungserträgen in der jeweiligen BV-Kasse zum letzten Tag des auf den Ablauf der 

Zehn-Jahres-Frist sechstfolgenden Monats zuzuweisen, falls die bzw. der 

Anwartschaftsberechtigte nicht vorher eine Auszahlung der Abfertigung als Kapitalbetrag 

verlangt hat. 

(9) Die Zuweisung der Anwartschaften nach Maßgabe des Abs. 8 setzt gemäß § 39q 

Abs. 9 Landarbeitsgesetz 1984 voraus, dass die bzw. der Anwartschaftsberechtigte durch 

die BV-Kasse, bei der die letzte Einzahlung geleistet wurde, nach Ablauf der im § 39q Abs. 4 

Z 3 genannten Frist und neuerlich nach Ablauf der im Abs. 8 genannten Zehn-Jahres-Frist in 

dokumentierbarer Form zur Auszahlung der daraus entstandenen Abfertigungsanwartschaft 

aufgefordert und zugleich über die in Abs. 8 genannte Rechtsfolge (Zuweisung der 

betroffenen Anwartschaften nach Ablauf des der Zehn-Jahres-Frist sechstfolgenden Monats) 

informiert wurde. 

§ 39r 

Höhe und Fälligkeit der Abfertigung 

(1) Die Höhe der Abfertigung ergibt sich aus der Abfertigungsanwartschaft zum Ende 

jenes Monats, zu dem ein Anspruch gemäß Abs. 2 fällig geworden ist, einschließlich einer 
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allfälligen Garantieleistung gemäß § 24 BMSVG bei Verfügung gemäß § 39s Abs. 1 Z 1, 3 

und 4, Abs. 2a oder 3.  

(2) Die Abfertigung ist am Ende des zweitfolgenden Kalendermonats nach der 

Geltendmachung des Anspruchs gemäß § 39q Abs. 6 fällig und binnen fünf Werktagen 

entsprechend der Verfügung der Dienstnehmerin bzw. des Dienstnehmers nach § 39s Abs. 1 

Z 1, 3 und 4 zu leisten, wobei die Frist für die Fälligkeit frühestens mit dem Ende des Tages 

der Beendigung des Dienstverhältnisses oder dem sich aus § 39q Abs. 4 oder § 39s Abs. 2a 

erster Satz ergebenden Zeitpunkt zu laufen beginnt. Nach Verfügungen gemäß § 39s Abs. 1 

Z 1, 3 und 4 oder Auszahlungen nach § 39s Abs. 3 hervorkommende, noch zu dieser 

Abfertigungsanwartschaft gehörige Beträge sind als Nachtragszahlung unverzüglich fällig. 

Änderungen der monatlichen Bemessungsgrundlage innerhalb von zwölf Monaten nach 

Beendigung des Arbeitsverhältnisses begründen bei einer Verfügung gemäß § 39s Abs. 1 

Z 1, 3 oder 4 oder nach Auszahlungen nach § 39s Abs. 3 eine Rückzahlungsverpflichtung 

der bzw. des Anwartschaftsberechtigten, sofern § 69 ASVG nicht zur Anwendung kommt. 

(2) Die Abfertigung ist am Ende des zweitfolgenden Kalendermonats nach der 

Geltendmachung des Anspruchs gemäß § 39q Abs. 6 fällig und binnen fünf Werktagen 

entsprechend der Verfügung der Dienstnehmerin oder des Dienstnehmers nach § 39s Abs. 1 

Z 1, 3 und 4 zu leisten, wobei die Frist für die Fälligkeit frühestens mit dem Ende des Tages 

der Beendigung des Dienstverhältnisses oder der sich aus § 39q Abs. 4 oder § 39s Abs. 2a 

erster Satz ergebenden Zeitpunkte zu laufen beginnt. Nach Verfügungen gemäß § 39s 

Abs. 1 Z 1, 3 und 4 oder Auszahlungen nach § 39s Abs. 3 hervorkommende, noch zu dieser 

Abfertigungsanwartschaft gehörige Beträge sind als Nachtragszahlung unverzüglich fällig.  

(3) Die oder der Anwartschaftsberechtigte kann die BV-Kasse einmalig anweisen, die 

Durchführung von Verfügungen nach § 39s Abs. 1 Z 1, 3 oder 4 oder Abs. 2a ein bis sechs 

ganze Monate nach Fälligkeit vorzunehmen. An eine solche Anweisung ist die BV-Kasse nur 

dann gebunden, wenn sie spätestens 14 Tage vor Fälligkeit gemäß Abs. 1 bei ihr einlangt. 

Im Aufschubzeitraum ist die Abfertigung im Rahmen der Veranlagungsgemeinschaft weiter 

zu veranlagen. Mit dem Ende des letzten vollen Monats des Aufschubzeitraums ist eine 

ergänzende Ergebniszuweisung vorzunehmen.  

(3a) Gemäß § 39r Abs. 3a Landarbeitsgesetz 1984 sind Rückzahlungen der bzw. des 

Anwartschaftsberechtigten nach Abs. 2, die gemäß § 69 ASVG nicht mehr an die 

Dienstgeberin bzw. den Dienstgeber zurückzuzahlen sind, den Veranlagungserträgen nach 

§ 39q Abs. 8 zuzuweisen. 

§ 39s 

Verfügungsmöglichkeiten der oder des 

Anwartschaftsberechtigten über die Abfertigung 

(1) Nach Beendigung des Dienstverhältnisses kann die oder der 

Anwartschaftsberechtigte, ausgenommen in den im § 39q Abs. 2 genannten Fällen, 

 1. die Auszahlung der gesamten Abfertigung als Kapitalbetrag verlangen, 

 2. die gesamte Abfertigung bis zum Vorliegen der Voraussetzungen des Abs. 3 weiterhin 

in der BV-Kasse veranlagen, 

 3. die Übertragung der gesamten Abfertigung in die BV-Kasse der neuen Dienstgeberin 

oder des neuen Dienstgebers verlangen, 
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 4. die Überweisung der gesamten Abfertigung 

 a) an ein Versicherungsunternehmen, bei dem die Dienstnehmerin oder der 

Dienstnehmer bereits Versicherte oder Versicherter im Rahmen einer betrieblichen 

Kollektivversicherung (§ 93 des Versicherungsaufsichtsgesetzes 2016)(§ 18f des 

Versicherungsaufsichtsgesetzes) ist oder an ein Versicherungsunternehmen ihrer 

oder seiner Wahl als Einmalprämie für eine von der oder dem 

Anwartschaftsberechtigten nachweislich abgeschlossene Pensionszusatzver-

sicherung (§ 108b EStG 1988) oder 

 b) an eine Pensionskasse oder an eine Einrichtung im Sinn des § 5 Z 4 des 

Pensionskassengesetzes - PKG, bei der die oder der Anwartschaftsberechtigte 

bereits Berechtigte oder Berechtigter im Sinn des § 5 PKG, ist, als Beitrag gemäß 

§ 15 Abs. 3 Z 10 PKG, 

verlangen. 

(2) Gibt die oder der Anwartschaftsberechtigte die Erklärung über die Verwendung des 

Abfertigungsbetrags nicht binnen sechs Monaten nach Beendigung des Dienstverhältnisses 

oder nach den sich aus § 39q Abs. 4 Z 1 oder 3 ergebenden Zeitpunkten ab, ist der 

Abfertigungsbetrag weiter zu veranlagen. Im Fall eines innerhalb der Verfügungsfrist 

eingeleiteten arbeitsgerichtlichen Verfahrens über abfertigungsrelevante Umstände (etwa 

Entgeltansprüche oder die Art der Beendigung des Dienstverhältnisses) kann die 

Dienstnehmerin oder der Dienstnehmer entweder innerhalb der Frist nach dem ersten Satz 

oder innerhalb von sechs Monaten nach dem Eintritt der Rechtskraft des Gerichtsurteils 

verfügen. 

(2a) Die oder der Anwartschaftsberechtigte kann, auch wenn die Voraussetzungen des 

§ 39q Abs. 2 für eine Verfügung über die Abfertigung nicht vorliegen, sowie nach einer 

Verfügung nach Abs. 1 Z 2 (abweichend von Abs. 2) eine Verfügung über die gesamte 

Abfertigung in der jeweiligen BV-Kasse im Sinn des Abs. 1 Z 3 verlangen, wenn die 

Abfertigungsanwartschaft seit der Beendigung des Dienstverhältnisses mindestens drei 

Jahre beitragsfrei gestellt ist. Die Verfügung kann nach dem Ablauf der Dreijahresfrist 

vorgenommen werden. 

(3) Gemäß § 39s Abs. 3 Landarbeitsgesetz 1984 hat die BV-Kasse nach dem Ablauf von 

drei Monaten ab dem Zeitpunkt der Verständigung nach § 27 Abs. 4 BMSVG über die 

Inanspruchnahme einer Eigenpension aus der gesetzlichen Pensionsversicherung oder 

gleichartigen Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten des Europäischen Wirtschaftsraums 

durch die oder den Anwartschaftsberechtigten die Abfertigung als Kapitalbetrag zum Ende 

des Folgemonats (Fälligkeit der Abfertigung) auszuzahlen, sofern die oder der 

Anwartschaftsberechtigte nicht vorher über die Abfertigung verfügt hat. 

4. ABEITSSCHUTZ 

§ 77 

Ermittlung und Beurteilung der Gefahren, Festlegung von Maßnahmen 

(1) Dienstgeber sind verpflichtet, die für die Sicherheit und Gesundheit der Dienstnehmer 

bestehenden Gefahren zu ermitteln und zu beurteilen. Dabei sind insbesondere zu 

berücksichtigen: 

 1. die Gestaltung und die Einrichtung der Arbeitsstätte, 
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 2. die Gestaltung und der Einsatz von Arbeitsmitteln, 

 3. die Verwendung von Arbeitsstoffen, 

 4. die Gestaltung der Arbeitsplätze, 

 5. die Gestaltung der Arbeitsverfahren und Arbeitsvorgänge und deren 

Zusammenwirken und 

 6. der Stand der Ausbildung und Unterweisung der Dienstnehmer. 

(2) Bei der Ermittlung und Beurteilung der Gefahren sind auch besonders gefährdete 

oder schutzbedürftige Dienstnehmerinnen und Dienstnehmer sowie die Eignung der 

Dienstnehmerinnen und Dienstnehmer im Hinblick auf Konstitution, Körperkräfte, Alter und 

Qualifikation (§ 79 Abs. 1) zu berücksichtigen. 

(3) Der Dienstgeber hat weiters bei der Beschäftigung von Dienstnehmerinnen für 

Arbeitsplätze, an denen Frauen beschäftigt werden, die Gefahren für die Sicherheit und 

Gesundheit von werdenden und stillenden Müttern und ihre Auswirkungen auf die 

Schwangerschaft oder das Stillen zu ermitteln und zu beurteilen. Bei dieser Ermittlung und 

Beurteilung sind insbesondere Art, Ausmaß und Dauer der Einwirkung auf und Belastungen 

für werdende bzw. stillende Mütter durch 

 1. Stöße, Erschütterungen oder Bewegungen, 

 2. Bewegen schwerer Lasten von Hand, gefahrenträchtig insbesondere für den Rücken- 

und Lendenwirbelbereich, 

 3. Lärm, 

 4. ionisierende und nicht ionisierende Strahlungen, 

 5. extreme Kälte und Hitze, 

 6. Bewegungen und Körperhaltungen, geistige und körperliche Ermüdung und sonstige 

mit der Tätigkeit der Dienstnehmerin verbundene körperliche Belastung, 

 7. biologische Arbeitsstoffe im Sinn des § 90 Abs. 5 Z 2 bis 4, soweit bekannt ist, dass 

diese Stoffe oder die im Fall einer durch sie hervorgerufenen Schädigung 

anzuwendenden therapeutischen Maßnahmen die Gesundheit der werdenden Mutter 

oder des werdenden Kindes gefährden, 

 8. gesundheitsgefährdende Arbeitsstoffe (§ 90 Abs. 3)(§ 90 Abs. 4) und 

 9. Arbeiten, bei denen die Dienstnehmerin polyzyklischen aromatischen 

Kohlenwasserstoffen ausgesetzt ist, die im Steinkohlenruß, Steinkohlenteer oder 

Steinkohlenpech vorhanden sind 

zu berücksichtigen. 

(4) Der Dienstgeber hat weiters vor Beginn der Beschäftigung von Jugendlichen und bei 

jeder bedeutenden Änderung der Arbeitsbedingungen die für die Sicherheit und Gesundheit 

des Jugendlichen sowie für die Sittlichkeit bestehenden Gefahren zu ermitteln. Dabei sind 

insbesondere zu berücksichtigen: 

 1. die Einrichtung und Gestaltung der Arbeitsstätte und des Arbeitsplatzes, 

 2. die Gestaltung, die Auswahl und der Einsatz von Arbeitsmitteln, 

 3. die Verwendung von Arbeitsstoffen, 

 4. die Gestaltung der Arbeitsverfahren und der Arbeitsvorgänge und deren 

Zusammenwirken und 

 5. Körperkraft, Alter und Stand der Ausbildung und der Unterweisung der Jugendlichen. 
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(5) Auf Grundlage der Ermittlung und Beurteilung der Gefahren gemäß Abs. 1 bis 4 sind 

die durchzuführenden Maßnahmen zur Gefahrenverhütung sowie die gemäß § 96a und 

§ 110a Abs. 5 zu ergreifenden Maßnahmen festzulegen. Dabei sind auch Vorkehrungen für 

absehbare Betriebsstörungen und für Not- und Rettungsmaßnahmen zu treffen. Diese 

Maßnahmen müssen in alle Tätigkeiten und auf allen Führungsebenen einbezogen werden. 

Schutzmaßnahmen müssen soweit wie möglich auch bei menschlichem Fehlverhalten 

wirksam sein. 

(6) Die Ermittlung und Beurteilung der Gefahren ist erforderlichenfalls zu überprüfen und 

sich ändernden Gegebenheiten anzupassen. Die festgelegten Maßnahmen sind auf ihre 

Wirksamkeit zu überprüfen und erforderlichenfalls anzupassen; dabei ist eine Verbesserung 

der Arbeitsbedingungen anzustreben. 

(7) Eine Überprüfung und erforderlichenfalls eine Anpassung im Sinn des Abs. 6 hat 

insbesondere zu erfolgen: 

 1. nach Unfällen, 

 2. bei Auftreten von Erkrankungen, wenn der begründete Verdacht besteht, dass sie 

arbeitsbedingt sind, 

 3. bei sonstigen Umständen oder Ereignissen, die auf eine Gefahr für Sicherheit oder 

Gesundheit der Dienstnehmer schließen lassen, 

 4. bei Einführung neuer Arbeitsmittel, Arbeitsstoffe oder Arbeitsverfahren, 

 5. bei neuen Erkenntnissen im Sinn des § 76 Abs. 2 und 

 6. auf begründetes Verlangen der Land- und Forstwirtschaftsinspektion. 

(8) Bei der Ermittlung und Beurteilung der Gefahren und der Festlegung der Maßnahmen 

sind erforderlichenfalls geeignete Fachleute heranzuziehen. Mit der Ermittlung und 

Beurteilung der Gefahren können auch die Sicherheitsfachkräfte und Arbeitsmediziner 

(Präventivdienste) beauftragt werden. 

Besondere Bestimmungen 

§ 90 

Arbeitsstoffe 

(1) Arbeitsstoffe im Sinn dieses Landesgesetzes sind alle Stoffe, Zubereitungen, 

biologischen oder chemischen Agenzien, die bei der Arbeit verwendet werden. Als 

”Verwenden“ gilt auch das Gewinnen, Erzeugen, Anfallen, Entstehen, Gebrauchen, 

Verbrauchen, Bearbeiten, Verarbeiten, Abfüllen, Umfüllen, Mischen, Beseitigen, Lagern, 

Aufbewahren, Bereithalten zur Verwendung und das innerbetriebliche Befördern.  

(2) Gefährliche Arbeitsstoffe sind explosionsgefährliche, brandgefährliche und 

gesundheitsgefährdende Arbeitsstoffe sowie biologische Arbeitsstoffe, sofern nicht die 

Ermittlung und Beurteilung gemäß § 90a ergeben hat, dass es sich um einen biologischen 

Arbeitsstoff der Risikogruppe 1 ohne erkennbares Gesundheitsrisiko für Dienstnehmer 

handelt. 

(3) Für die Eigenschaften „explosionsgefährlich“, „brandgefährlich“ und 

„gesundheitsgefährdend“ gelten die entsprechenden Begriffsbestimmungen des § 40 Abs. 1 

bis 4b ASchG. Ergänzend gelten die Begriffsbestimmungen des § 3 

Chemikaliengesetz 1996.  

(4) Gefährliche Arbeitsstoffe sind auch die Arbeitsstoffe gemäß § 40 Abs. 7 ASchG. 
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(3) Brandgefährliche Arbeitsstoffe sind Arbeitsstoffe, die brandfördernde, 

hochentzündliche, leicht entzündliche oder entzündliche Eigenschaften aufweisen. 

(4) Gesundheitsgefährdende Arbeitsstoffe sind Arbeitsstoffe, die 

 1. sehr giftige, giftige, mindergiftige, ätzende, reizende, krebserzeugende, 

erbgutverändernde oder chronisch schädigende oder 

 2. fortpflanzungsgefährdende, sensibilisierende, fibrogene, radioaktive, infektiöse oder 

biologisch inerte Eigenschaften aufweisen. 

(5) Biologische Arbeitsstoffe sind Mikroorganismen einschließlich genetisch veränderter 

Mikroorganismen, Zellkulturen und Humanendoparasiten, die Infektionen, Allergien oder 

toxische Wirkungen hervorrufen könnten. Entsprechend den von ihnen ausgehenden 

Infektionsrisken gilt folgende Unterteilung in vier Risikogruppen: 

 1. Biologische Arbeitsstoffe der Gruppe 1 sind Stoffe, bei denen es unwahrscheinlich ist, 

dass sie beim Menschen eine Krankheit verursachen. 

 2. Biologische Arbeitsstoffe der Gruppe 2 sind Stoffe, die eine Krankheit beim Menschen 

hervorrufen können und eine Gefahr für Dienstnehmer darstellen könnten. Eine 

Verbreitung des Stoffs in der Bevölkerung ist unwahrscheinlich, eine wirksame 

Vorbeugung oder Behandlung ist normalerweise möglich. 

 3. Biologische Arbeitsstoffe der Gruppe 3 sind Stoffe, die eine schwere Krankheit beim 

Menschen hervorrufen und eine ernste Gefahr für die Dienstnehmer darstellen 

können. Die Gefahr einer Verbreitung in der Bevölkerung kann bestehen, doch ist 

normalerweise eine wirksame Vorbeugung oder Behandlung möglich. 

 4. Biologische Arbeitsstoffe der Gruppe 4 sind Stoffe, die eine schwere Krankheit beim 

Menschen hervorrufen und eine ernste Gefahr für Dienstnehmer darstellen. Die 

Gefahr einer Verbreitung in der Bevölkerung ist unter Umständen groß, 

normalerweise ist eine wirksame Vorbeugung oder Behandlung nicht möglich. 

(6) Für die in Abs. 3 und 4 Z 1 genannten Eigenschaften sowie für die Eigenschaft 

„explosionsgefährlich“ gelten die entsprechenden Begriffsbestimmungen des 

Chemikaliengesetzes 1996. 

(7) Für die im Abs. 4 Z 2 genannten Eigenschaften gelten folgende 

Begriffsbestimmungen: 

Arbeitsstoffe gelten als 

 1. „fortpflanzungsgefährdend“, wenn sie durch Einatmung, Einnahme oder Aufnahme 

durch die Haut nicht vererbbare Schäden der Nachkommenschaft hervorrufen oder 

deren Häufigkeit erhöhen oder eine Beeinträchtigung der männlichen oder weiblichen 

Fortpflanzungsfunktionen oder Fortpflanzungsfähigkeit zur Folge haben können; 

 2. „sensibilisierend“, wenn sie durch Einnahme oder durch Aufnahme durch die Haut 

eine Überempfindlichkeitsreaktion hervorrufen können, so dass bei künftiger 

Exposition gegenüber dem Arbeitsstoff charakteristische Störungen auftreten; 

 3. „fibrogen“, wenn sie als Schwebstoffe durch Einatmen mit Bindegewebsbildung 

einhergehende Erkrankungen der Lunge verursachen können; 

 4. „radioaktiv“, wenn sie zufolge spontaner Kernprozesse ionisierende Strahlen 

aussenden; 
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 5. „infektiös“, wenn sie mit Krankheitserregern behaftet sind, die beim Menschen 

Krankheiten hervorrufen können; 

 6. „biologisch inert“, wenn sie als Stäube weder giftig noch fibrogen wirken und keine 

spezifischen Krankheitserscheinungen hervorrufen, jedoch eine Beeinträchtigung von 

Funktionen der Atmungsorgane verursachen können. 

§ 90a 

Ermittlung und Beurteilung von Arbeitsstoffen 

(1) Dienstgeber müssen sich im Rahmen der Ermittlung und Beurteilung der Gefahren 

hinsichtlich aller Arbeitsstoffe vergewissern, ob es sich um gefährliche Arbeitsstoffe handelt. 

(2) Dienstgeber müssen die Eigenschaften der Arbeitsstoffe ermitteln und gefährliche 

Arbeitsstoffe nach ihrer Eigenschaft einstufen. 

(3) Dienstgeber müssen die Gefahren beurteilen, die mit dem Vorhandensein der 

Arbeitsstoffe verbunden sein könnten. Sie müssen dazu insbesondere die Angaben der 

Hersteller oder Importeure, praktische Erfahrungen, Prüfergebnisse und wissenschaftliche 

Erkenntnisse heranziehen. Im Zweifel müssen sie Auskünfte der Hersteller oder Importeure 

einholen. 

(4) Werden Arbeitsstoffe von Dienstgebern erworben, gilt für die Ermittlung und 

Einstufung gemäß Abs. 1 und 2 Folgendes: 

 1. Sofern ein erworbener Arbeitsstoff nach dem Chemikaliengesetz 1996, dem 

Pflanzenschutzmittelgesetz 2011, dem Abfallwirtschaftsgesetz 2002, dem 

Biozidproduktegesetz oder der Verordnung (EG) Nr. 1272/2008 (CLP-Verordnung) 

gekennzeichnet oder deklariert ist, können Dienstgeberinnen bzw. Dienstgeber, die 

über keine anderen Erkenntnisse verfügen, davon ausgehen, dass die Angaben 

dieser Kennzeichnung zutreffend und vollständig sind. 

 1. Sofern ein erworbener Arbeitsstoff nach dem Chemikaliengesetz 1996, dem 

Pflanzenschutzmittelgesetz 2011, dem Abfallwirtschaftsgesetz 2002 – AWG 2002, 

oder dem Biozid-Produkte-Gesetz (BiozidG) gekennzeichnet oder deklariert ist, 

können Dienstgeberinnen und Dienstgeber, die über keine anderen Erkenntnisse 

verfügen, davon ausgehen, dass die Angaben dieser Kennzeichnung zutreffend und 

vollständig sind. 

 2. Ist ein erworbener Arbeitsstoff nicht nach Z 1 gekennzeichnet oder deklariert, können 

Dienstgeberinnen und Dienstgeber, die über keine anderen Erkenntnisse verfügen, 

davon ausgehen, dass der Arbeitsstoff keiner Kennzeichnungspflicht nach den in Z 1 

genannten Bundesgesetzen unterliegt. 

(5) Dienstgeber müssen in regelmäßigen Zeitabständen Art, Ausmaß und Dauer der 

Einwirkung von gesundheitsgefährdenden Arbeitsstoffen und von biologischen Arbeitsstoffen 

der Risikogruppen 2 bis 4 auf die Dienstnehmer ermitteln. Sie müssen in regelmäßigen 

Zeitabständen ermitteln, ob explosionsgefährliche oder brandgefährliche Arbeitsstoffe in 

einer für die Sicherheit der Dienstnehmer gefährlichen Konzentration vorliegen. 

Gegebenenfalls sind die Gesamtwirkung von mehreren gefährlichen Arbeitsstoffen sowie 

sonstige risikoerhöhende Bedingungen am Arbeitsplatz zu berücksichtigen. Die Ermittlung ist 

zusätzlich auch bei Änderung der Bedingungen vorzunehmen; die Ermittlung nach dem 
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ersten Satz zusätzlich auch bei Auftreten von Gesundheitsbeschwerden, die arbeitsbedingt 

sein können. 

§ 90g 

Kennzeichnung, Verpackung und Lagerung 

(1) Soweit die Art des Arbeitsstoffs oder die Art des Arbeitsvorgangs dem nicht 

entgegenstehen, müssen Dienstgeber dafür sorgen, dass gefährliche Arbeitsstoffe so 

verpackt sind, dass bei bestimmungsgemäßer oder vorhersehbarer Verwendung keine 

Gefahr für Leben oder Gesundheit der Dienstnehmer herbeigeführt werden kann. 

(2) Dienstgeberinnen bzw. Dienstgeber müssen dafür sorgen, dass Behälter 

(einschließlich sichtbar verlegter Rohrleitungen), die gefährliche Arbeitsstoffe enthalten, 

entsprechend den Eigenschaften dieser Arbeitsstoffe mit Angaben über die möglichen 

Gefahren, die mit ihrer Einwirkung verbunden sind, sowie über notwendige 

Sicherheitsmaßnahmen gut sichtbar und dauerhaft gekennzeichnet sind, soweit die Art des 

Arbeitsstoffs oder die Art des Arbeitsvorgangs dem nicht entgegenstehen. In diesem Fall 

muss durch andere Maßnahmen für eine ausreichende Information und Unterweisung der 

Dienstnehmerinnen bzw. Dienstnehmer über die Gefahren, die mit der Einwirkung 

verbunden sind, und über die notwendigen Sicherheitsmaßnahmen gesorgt 

werden.Dienstgeber müssen dafür sorgen, dass gefährliche Arbeitsstoffe entsprechend ihren 

Eigenschaften mit Angaben über die möglichen Gefahren, die mit ihrer Einwirkung 

verbunden sind, sowie über notwendige Sicherheitsmaßnahmen gut sichtbar gekennzeichnet 

sind, soweit die Art des Arbeitsstoffs oder die Art des Arbeitsvorgangs dem nicht 

entgegenstehen. In Betrieben, in denen solche Stoffe gelagert werden, dürfen diese nur in 

Behältnissen verwahrt werden, die so bezeichnet sind, dass dadurch die Dienstnehmer auf 

die Gefährlichkeit des Inhalts aufmerksam gemacht werden; beim Füllen von Behältnissen ist 

darauf besonders zu achten. Die Kennzeichnung ist nach Möglichkeit auf der Verpackung 

anzubringen, ansonsten in Form eines Beipacktexts beizugeben. Soweit eine 

Kennzeichnung nach anderen Rechtsvorschriften auch den Erfordernissen des 

Dienstnehmerschutzes entspricht, ist eine weitere Kennzeichnung nicht erforderlich. 

(3) Gefährliche Arbeitsstoffe, die nicht gemäß Abs. 2 gekennzeichnet sind, dürfen nicht 

verwendet werden. 

(4) Bei der Lagerung von gefährlichen Arbeitsstoffen müssen Dienstgeber dafür sorgen, 

dass alle auf Grund der jeweiligen gefährlichen Eigenschaften dieser Stoffe gebotenen 

Schutzmaßnahmen getroffen werden und vorhersehbare Gefahren für die Dienstnehmer 

vermieden werden. Räume oder Bereiche (einschließlich Schränke), die für die Lagerung 

erheblicher Mengen gefährlicher Arbeitsstoffe verwendet werden, müssen bei den Zugängen 

gut sichtbar gekennzeichnet sein, sofern die einzelnen Verpackungen oder Behälter nicht 

bereits mit einer ausreichenden Kennzeichnung versehen sind. 

(5) Dienstgeber müssen dafür sorgen, dass unbefugte Dienstnehmer zu Bereichen, in 

denen gefährliche Arbeitsstoffe gelagert werden, keinen Zugang haben. Diese Bereiche sind 

nach Möglichkeit mit Vorrichtungen auszustatten, die unbefugte Dienstnehmer am Betreten 

dieser Bereiche hindern und müssen gut sichtbar gekennzeichnet sein. 
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14. HINWEISE AUF BUNDESRECHTLICHE REGELUNGEN, STEMPEL- UND 

GEBÜHRENBEFREIUNG 

§ 298 

Verweisungen 

(1) Soweit in diesem Landesgesetz auf die nachstehenden Bundesgesetze verwiesen 

und nicht bloß unmittelbar anwendbares Bundesrecht wiedergegeben wird, sind diese, 

soweit bereits in Kraft getreten, in folgenden Fassungen anzuwenden: 

 1. Hausgehilfen- und Hausangestelltengesetz, BGBl. Nr. 235/1962, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 100/2002; 

 2. Gewerbeordnung 1994 - GewO 1994, BGBl. Nr. 194/1994, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 81/2015; 

 3. Exekutionsordnung, RGBl. Nr. 79/1896, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 

Nr. 69/2014; 

 4. Allgemeines Sozialversicherungsgesetz - ASVG, BGBl. Nr. 189/1955, in der Fassung 

des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 118/2015; 

 5. Einkommensteuergesetz 1988 - EStG 1988, BGBl. Nr. 400/1988, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 118/2015; 

 6. Bauern-Sozialversicherungsgesetz - BSVG, BGBl. Nr. 559/1978, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 118/2015; 

 7. Gewerbliches Sozialversicherungsgesetz - GSVG, BGBl. Nr. 560/1978, in der 

Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 118/2015; 

 8. Allgemeines bürgerliches Gesetzbuch, JGS Nr. 946/1811, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 87/2015; 

 9. Zivilprozessordnung - ZPO, RGBl. Nr. 113/1895, in der Fassung des Bundesgesetzes 

BGBl. I Nr. 94/2014; 

 10. Allgemeines Pensionsgesetz - APG, BGBl. I Nr. 142/2004, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 2/2015; 

 11. Arbeits- und Sozialgerichtsgesetz - ASGG, BGBl. Nr. 104/1985, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 86/2013; 

 12. Spaltungsgesetz - SpaltG, BGBl. Nr. 304/1996, in der Fassung des Bundesgesetzes 

BGBl. I Nr. 112/2015; 

 13. Wehrgesetz 2001 - WG 2001, BGBl. I Nr. 146/2001, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 65/2015; 

 14. Zivildienstgesetz 1986 - ZDG, BGBl. Nr. 679/1986, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 163/2013; 

 15. Arbeitslosenversicherungsgesetz 1977 - AlVG, BGBl. Nr. 609/1977, in der Fassung 

des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 118/2015; 

 16. Arbeitsmarktförderungsgesetz - AMFG, BGBl. Nr. 31/1969, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 71/2013; 

 17. Kinderbetreuungsgeldgesetz - KBGG, BGBl. I Nr. 103/2001, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 35/2014; 

 18. Betriebliches Mitarbeiter- und Selbständigenvorsorgegesetz - BMSVG, BGBl. I 

Nr. 100/2002, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 79/2015; 
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 19. Pensionskassengesetz - PKG, BGBl. Nr. 281/1990, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 68/2015; 

 20. Feiertagsruhegesetz 1957, BGBl. Nr. 153/1957, in der Fassung des Bundesgesetzes 

BGBl. I Nr. 113/2006; 

 21. Heimarbeitsgesetz 1960, BGBl. Nr. 105/1961, in der Fassung des Bundesgesetzes 

BGBl. I Nr. 74/2009; 

 22. Schulunterrichtsgesetz 1986 - SchUG, BGBl. Nr. 472/1986, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 104/2015; 

 23. Schulorganisationsgesetz, BGBl. Nr. 242/1962, in der Fassung des Bundesgesetzes 

BGBl. I Nr. 104/2015; 

 24. Opferfürsorgegesetz, BGBl. Nr. 183/1947, in der Fassung des Bundesgesetzes 

BGBl. I Nr. 57/2015; 

 25. Entwicklungszusammenarbeitsgesetz - EZA-G, BGBl. I Nr. 49/2002, in der Fassung 

des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 65/2003; 

 26. Chemikaliengesetz 1996 - ChemG 1996, BGBl. I Nr. 53/1997, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 109/2015; 

 27. Pflanzenschutzmittelgesetz 2011, BGBl. I Nr. 10/2011, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 189/2013; 

 28. Abfallwirtschaftsgesetz 2002 - AWG 2002, BGBl. I Nr. 102/2002, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 193/2013; 

 29. Biozidproduktegesetz - BiozidprodukteG, BGBl. I Nr. 105/2013, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 109/2015; 

 30. ArbeitnehmerInnenschutzgesetz - ASchG, BGBl. Nr. 450/1994, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 60/2015; 

 31. Ärztegesetz 1998 - ÄrzteG 1998, BGBl. I Nr. 169/1998, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 90/2015; 

 32. Land- und Forstwirtschaftliches Berufsausbildungsgesetz - LFBAG, BGBl. 

Nr. 298/1990, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 157/2013 und der 

Kundmachung BGBl. II Nr. 59/2014; 

 33. Angestelltengesetz, BGBl. Nr. 292/1921, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 

Nr. 58/2010; 

 34. Gutsangestelltengesetz, BGBl. Nr. 538/1923, in der Fassung des Bundesgesetzes 

BGBl. I Nr. 58/2010; 

 35. Arbeitsplatz-Sicherungsgesetz 1991 - APSG, BGBl. Nr. 683/1991, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 71/2013; 

 36. Aktiengesetz 1965, BGBl. Nr. 98/1965, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 

Nr. 112/2015; 

 37. GmbH-Gesetz - GmbHG, RGBl. Nr. 58/1906, in der Fassung des Bundesgesetzes 

BGBl. I Nr. 112/2015; 

 38. Arbeitsverfassungsgesetz, BGBl. Nr. 22/1974, in der Fassung des Bundesgesetzes 

BGBl. I Nr. 71/2013; 

 39. Unternehmensgesetzbuch, dRGBl. Nr. 219/1897, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 22/2015; 
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 40. Nationalrats-Wahlordnung 1992, BGBl. Nr. 471/1992, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 101/2014; 

 41. SCE-Gesetz, BGBl. I Nr. 104/2006; 

 42. Versicherungsaufsichtsgesetz 2016, BGBl. I Nr. 34/2015; 

 43. Familienlastenausgleichsgesetz 1967, BGBl. Nr. 376/1967, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 50/2015; 

 44. Arbeitsmarktpolitik-Finanzierungsgesetz - AMPFG, BGBl. Nr. 315/1994, in der 

Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 118/2015; 

 45. Zivilrechts-Mediations-Gesetz - ZivMediatG, BGBl. I Nr. 29/2003; 

 46. Arbeitsmarktservicegesetz - AMSG, BGBl. Nr. 313/1994, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 40/2014; 

 47. Behinderteneinstellungsgesetz - BEinstG, BGBl. Nr. 22/1970, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 57/2015; 

 48. Bundespflegegeldgesetz - BPGG, BGBl. Nr. 110/1993, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 12/2015; 

 49. Organhaftpflichtgesetz, BGBl. Nr. 181/1967, in der Fassung des Bundesgesetzes 

BGBl. I Nr. 33/2013; 

 50. Dienstnehmerhaftpflichtgesetz, BGBl. Nr. 80/1965, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. Nr. 169/1983; 

 51. Gleichbehandlungsgesetz, BGBl. I Nr. 66/2004, in der Fassung des Bundesgesetzes 

BGBl. I Nr. 34/2015; 

 52. Landarbeitsgesetz 1984 - LAG, BGBl. Nr. 287/1984, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 79/2015.  

(1) Soweit in diesem Landesgesetz auf die nachstehenden Bundesgesetze verwiesen 

und nicht bloß unmittelbar anwendbares Bundesrecht wiedergegeben wird, sind diese in 

folgenden Fassungen anzuwenden: 

 1. Hausgehilfen- und Hausangestelltengesetz, BGBl. Nr. 235/1962, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 100/2002, 

 2. Gewerbeordnung 1994 - GewO 1994, BGBl. Nr. 194/1994, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 125/2013, 

 3. Exekutionsordnung, RGBl. Nr. 79/1896, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 

Nr. 33/2013, 

 4. Allgemeines Sozialversicherungsgesetz - ASVG, BGBl. Nr. 189/1955, in der Fassung 

des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 187/2013, 

 5. Einkommensteuergesetz 1988 - EStG 1988, BGBl. Nr. 400/1988, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 156/2013, 

 6. Bauern-Sozialversicherungsgesetz - BSVG, BGBl. Nr. 559/1978, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 139/2013, 

 7. Gewerbliches Sozialversicherungsgesetz - GSVG, BGBl. Nr. 560/1978, in der 

Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 139/2013, 

 8. Allgemeines bürgerliches Gesetzbuch, JGS Nr. 946/1811, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 179/2013, 
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 9. Zivilprozessordnung - ZPO, RGBl. Nr. 113/1895, in der Fassung des Bundesgesetzes 

BGBl. I Nr. 118/2013, 

 10. Allgemeines Pensionsgesetz - APG, BGBl. I Nr. 142/2004, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 138/2013, 

 11. Arbeits- und Sozialgerichtsgesetz - ASGG, BGBl. Nr. 104/1985, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 86/2013, 

 12. Spaltungsgesetz - SpaltG, BGBl. Nr. 304/1996, in der Fassung des Bundesgesetzes 

BGBl. I Nr. 53/2011, 

 13. Wehrgesetz 2001 - WG 2001, BGBl. I Nr. 146/2001, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 181/2012, 

 14. Zivildienstgesetz 1986 - ZDG, BGBl. Nr. 679/1986, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 163/2012, 

 15. Arbeitslosenversicherungsgesetz 1977 - AlVG, BGBl. Nr. 609/1977, in der Fassung 

des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 139/2013, 

 16. Arbeitsmarktförderungsgesetz - AMFG, BGBl. Nr. 31/1969, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 71/2013, 

 17. Kinderbetreuungsgeldgesetz - KBGG, BGBl. I Nr. 103/2001, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 117/2013, 

 18. Betriebliches Mitarbeiter- und Selbständigenvorsorgegesetz - BMSVG, BGBl. I Nr. 

100/2002, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 184/2013, 

 19. Pensionskassengesetz - PKG, BGBl. Nr. 281/1990, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 184/2013, 

 20. Feiertagsruhegesetz 1957, BGBl. Nr. 153/1957, in der Fassung des Bundesgesetzes 

BGBl. I Nr. 113/2006, 

 21. Heimarbeitsgesetz 1960, BGBl. Nr. 105/1961, in der Fassung des Bundesgesetzes 

BGBl. I Nr. 74/2009, 

 22. Schulunterrichtsgesetz 1986 - SchUG, BGBl. Nr. 472/1986, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 76/2013, 

 23. Schulorganisationsgesetz, BGBl. Nr. 242/1962, in der Fassung des Bundesgesetzes 

BGBl. I Nr. 75/2013, 

 24. Opferfürsorgegesetz, BGBl. Nr. 183/1947, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. 

I Nr. 71/2013, 

 25. Entwicklungszusammenarbeitsgesetz - EZA-G, BGBl. I Nr. 49/2002, in der Fassung 

des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 65/2003, 

 26. Chemikaliengesetz 1996 - ChemG 1996, BGBl. I Nr. 53/1997, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 97/2013, 

 27. Pflanzenschutzmittelgesetz 2011, BGBl. I Nr. 10/2011, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 189/2013, 

 28. Abfallwirtschaftsgesetz 2002 - AWG 2002, BGBl. I Nr. 102/2002, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 103/2012, 

 29. Biozidproduktegesetz - BiozidprodukteG, BGBl. I Nr. 105/2013, 

 30. ArbeitnehmerInnenschutzgesetz - ASchG, BGBl. Nr. 450/1994, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 71/2013, 
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 31. Ärztegesetz 1998 - ÄrzteG 1998, BGBl. I Nr. 169/1998, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 81/2013, 

 32. Land- und Forstwirtschaftliches Berufsausbildungsgesetz - LFBAG, BGBl. Nr. 

298/1990, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 157/2013, 

 33. Angestelltengesetz, BGBl. Nr. 292/1921, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 

Nr. 58/2010, 

 34. Gutsangestelltengesetz, BGBl. Nr. 538/1923, in der Fassung des Bundesgesetzes 

BGBl. I Nr. 58/2010, 

 35. Arbeitsplatz-Sicherungsgesetz 1991 - APSG, BGBl. Nr. 683/1991, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 71/2013, 

 36. Aktiengesetz 1965, BGBl. Nr. 98/1995, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 

Nr. 35/2012, 

 37. GmbH-Gesetz - GmbHG, RGBl. Nr. 58/1906, in der Fassung des Bundesgesetzes 

BGBl. I Nr. 109/2013, 

 38. Arbeitsverfassungsgesetz, BGBl. Nr. 22/1974, in der Fassung des Bundesgesetzes 

BGBl. I Nr. 71/2013, 

 39. Unternehmensgesetzbuch, dRGBl. Nr. 219/1897, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 50/2013, 

 40. Nationalrats-Wahlordnung 1992, BGBl. Nr. 471/1992, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 115/2013, 

 41. SCE-Gesetz, BGBl. I Nr. 104/2006, 

 42. Versicherungsaufsichtsgesetz, BGBl. Nr. 569/1978, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 184/2013, 

 43. Familienlastenausgleichsgesetz 1967, BGBl. Nr. 376/1967, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 163/2013, 

 44. Arbeitsmarktpolitik-Finanzierungsgesetz - AMPFG, BGBl. Nr. 315/1994, in der 

Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 163/2013, 

 45. Zivilrechts-Mediations-Gesetz - ZivMediatG, BGBl. I Nr. 29/2003, 

 46. Arbeitsmarktservicegesetz - AMSG, BGBl. Nr. 313/1994, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 138/2013, 

 47. Behinderteneinstellungsgesetz - BEinstG, BGBl. Nr. 22/1970, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 107/2013, 

 48. Bundespflegegeldgesetz - BPGG, BGBl. Nr. 110/1993, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 138/2013, 

 49. Organhaftpflichtgesetz, BGBl. Nr. 181/1967, in der Fassung des Bundesgesetzes 

BGBl. I Nr. 33/2013, 

 50. Dienstnehmerhaftpflichtgesetz, BGBl. Nr. 80/1965, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. Nr. 169/1983, 

 51. Gleichbehandlungsgesetz, BGBl. I Nr. 66/2004, in der Fassung des Bundesgesetzes 

BGBl. I Nr. 107/2013, 

 52. Landarbeitsgesetz 1984 - LAG, BGBl. Nr. 287/1984, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 157/2013. 
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(2) Verweise in diesem Landesgesetz auf die Verordnung (EG) Nr. 1435/2003 sind 

Verweise auf die Verordnung (EG) Nr. 1435/2003 über das Statut der Europäischen 

Genossenschaft (SCE), ABl.Nr. L 207 vom 22.7.2003, S. 1.  


